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Aus anderen sozialistischen Ländern
Voraussetzungen des Ausspruchs 
und Ausgestaltung von Strafen 
ohne Freiheitsentzug 
in sozialistischen Staaten

GERT TEICHDER,
wiss. Mitarbeiter im Ministerium der Justiz

Die gemeinsamen Wesenszüge der Strafen ohne Freiheits­
entzug in den europäischen sozialistischen Ländern zeigen 
sich nicht nur in der Entwicklung und praktischen Anwen­
dung dieser Strafarten1, sondern auch in den gesetzlichen 
Voraussetzungen für ihren Ausspruch und in ihrer Aus­
gestaltung. Das wird insbesondere bei einem Vergleich der 
wichtigsten Strafarten ohne Freiheitsentzug — den Strafen 
der Besserungsarbeit, den bedingten Verurteilungen ein­
schließlich der Verurteilung auf Bewährung und den Geld­
strafen — in der VR Bulgarien (VRB)2, der CSSR, der DDR, 
der Volksrepublik Polen (VRP), der Sozialistischen Repu­
blik Rumänien (SRR), der UdSSR und der Ungarischen 
Volksrepublik (UVR) sichtbar. Neben einer Vielzahl von 
Gemeinsamkeiten weisen diese Strafen zugleich eine Reihe 
von Besonderheiten auf, die durch die jeweiligen Entwick­
lungsbedingungen in den einzelnen Ländern und durch 
rechtshistorische Faktoren geprägt wurden.3

Strafen der Besserungsarbeit

Strafen der Besserungsarbeit sind in den Strafgesetzbü­
chern aller in den Vergleich einbezogenen europäischen 
sozialistischen Staaten — mit Ausnahme der DDR — ent­
halten. Neben der Besserungsarbeit in der UdSSR, VRB 
und SRR gehören zu dieser Gruppe auch die Besserungs­
maßnahme in der CSSR, die Besserungs-Erziehungsarbeit 
in der UVR und die Freiheitsbeschränkung in der VRP. 
Sie kommen vorrangig bei weniger schweren Straftaten zur 
Anwendung, wenn eine Erziehung und Besserung des Tä­
ters ohne Isolierung von der Gesellschaft möglich ist oder 
wenn die geringe Schwere der Straftat die Anwendung 
einer Strafe mit Freiheitsentzug nicht rechtfertigt.

Voraussetzung für den Ausspruch einer Strafe .der Bes­
serungsarbeit ist ihre Androhung im Gesetz. In der UdSSR 
ist sie in der Regel alternativ neben Strafen mit Freiheits­
entzug, Geldstrafe oder öffentlichem Tadel, in- der UVR 
meist alternativ zur Geldstrafe angedroht. In den Fällen 
der außergewöhnlichen Strafmilderung können diese Stra­
fen auch dann ausgesprochen werden, wenn sie im Gesetz 
selbst nicht angedroht sind (so z. B. Art. 57 StGB der VRP 
und § 87 StGB der UVR). In der VRP kann die Strafe der 
Freiheitsbeschränkung auch an Stelle einer Freiheitsstrafe 
ausgesprochen werden, wenn eine Straftat allein mit Frei­
heitsstrafe, deren untere Grenze nicht über drei Monate 
liegt, bedroht ist und keine höhere als eine Freiheitsstrafe 
von sechs Monaten in Betracht kommt (Art. 54 StGB der 
VRP). In der UdSSR kann auf Besserungsarbeit auch er­
kannt werden, wenn der Verurteilte vorzeitig aus dem 
Vollzug einer strengeren Strafe entlassen wird oder wenn 
eine Geldstrafe nicht vollstreckbar ist (Art. 53, 30 StGB der 
RSFSR).

In der SRR ist die Besserungsarbeit nicht als gesetz­
liche Straf art, sondern als eine Form des Vollzugs der Ge­
fängnisstrafe ausgestaltet.

Der Ausspruch der Besserungsarbeit unterliegt gesetz­
lichen Einschränkungen, die sich aus der Art und Schwere 
der Straftat, der Persönlichkeit des Täters, aber auch aus

den Möglichkeiten ihrer Verwirklichung ergeben. So kann 
z. B. im Strafrecht der SRR die Besserungsarbeit nicht bei 
schweren Straftaten — bei Verrat, Spionage, Körperver­
letzung mit Todesfolge, bei Straftaten gegen das Eigentum 
mit besonders schwerwiegenden Folgen sowie bei allen 
übrigen Straftaten, für die das Gesetz eine höhere Gefäng­
nisstrafe als 10 Jahre vorsieht — angewendet werden. In 
einer Reihe von gesetzlichen Regelungen wird die Anwen­
dung der Besserungsarbeit ausdrücklich bei Rückfalltätern 
ausgeschlossen (z. B. gemäß Art. 54 Abs. 2 StGB der VRP 

• oder nach dem Beschluß des Obersten Gerichts der CSSR 
Nr. 15/73).

Auch aus dem Charakter dieser Strafen ergibt sich eine 
weitere Einschränkung ihres Anwendungsbereichs. Das be­
zieht sich insbesondere auf arbeitsunfähige oder jugendli­
che Täter sowie auf Militärpersonen.

Die zeitliche Dauer der Besserungsarbeit ist in den ein­
zelnen Ländern unterschiedlich geregelt. Die gesetzliche 
Obergrenze beträgt in der UdSSR, CSSR und VRB ein 
Jahr, die Untergrenze in der UdSSR einen Monat, in der 
CSSR zwei Monate und in der VRB drei Monate. Bei be­
stimmten Vergehen gegen das sozialistische Eigentum, die 
Arbeitsdisziplin und das sozialistische Zusammenleben be­
trägt die gesetzliche Obergrenze der Besserungsmaßnah­
men in der CSSR nur sechs Monate (§§ 3 Abs. 2, 8 und 9 
Abs. 2 des Gesetzes Nr. 150/1969 über Vergehen).

Diese Strafart kann in der VRP für die Dauer von drei 
Monaten bis zu zwei Jahren und in der UVR für die Dauer 
von sechs Monaten bis zu zwei Jahren festgelegt werden. 
Bei Begehung mehrerer Straftaten und der Bildung einer 
Gesamtstrafe kann in der UVR die Höchstdauer auf drei 
Jahre angehoben werden. Die höchste Obergrenze (fünf 
Jahre) erreicht diese Strafe gegenwärtig in der SRR.

Die Verpflichtung zur Arbeit an einem bestimmten 
Arbeitsplatz bezieht sich vorrangig auf den bisherigen Ar­
beitsplatz des Verurteilten. Das Gericht hat jedoch auch 
die Möglichkeit, dem Verurteilten einen anderen Arbeits­
platz zuzuweisen. So wird in der UdSSR der Verurteilte 
in der Regel dann zur Arbeit an einer anderen Arbeits­
stelle verpflichtet, wenn die Straftat mit der Verletzung 
von beruflichen oder dienstlichen Pflichten verbunden war. 
Dabei wird nach Möglichkeit die berufliche Qualifikation 
des Verurteilten berücksichtigt; jedoch kann auch eine an­
dersartige Tätigkeit zugewiesen werden. Die neu zugewie­
sene Arbeit muß sich immer im Bereich des Wohnorts des 
Verurteilten befinden (Art. 25 der Grundlagen der Straf­
gesetzgebung der UdSSR und der Unionsrepubliken 
- GStG -).

Der zu Freiheitsbeschränkung Verurteilte in der VRP 
ist ebenfalls verpflichtet, die vom Gericht zugewiesene 
Arbeit zu verrichten (Art. 33 § 2 Abs. 1 StGB der VRP). Im 
Unterschied zu anderen Ländern kann hier das Gericht 
jedoch auch festlegen, daß der Verurteilte unentgeltlich 
beaufsichtigte Arbeit für öffentliche Zwecke für die Dauer 
von monatlich 20 bis 50 Stunden zu verrichten hat.

Der Abzug eines prozentualen Anteils vom. Arbeitslohn 
des Verurteilten ist — mit Ausnahme der unentgeltlichen 
Arbeit gemäß Art. 34 § 1 StGB der VRP — obligatorischer 
Bestandteil aller Strafen der Besserungsarbeit. Der Lohn­
abzug beträgt in der UdSSR bis zu 20 Prozent, in der VRP, 
VRB und CSSR 10 bis 25 Prozent, in der UVR 5 bis 30 Pro­
zent und in der SRR 15 bis 50 Prozent des Lohns. Die Höhe 
des Lohnabzugs legen in den meisten Ländern die Ge­
richte fest. In der SRR trifft diese Entscheidung das Straf­
vollzugsorgan.

Neben der Pflicht, eine bestimmte Arbeit zu verrichten 
und den Abzug eines Teils des Arbeitslohns zu dulden, ist 
die Besserungsarbeit mit weiteren arbeitsrechtlichen Kon­
sequenzen für den Verurteilten verbunden. Sie betreffen 
insbesondere den Fortfall des Urlaubsanspruchs, die Nicht-


